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60. Jahrgang,Juni 1922.

Amtlicher Teil.

A. Bekanntmachungen Des Landrats.
K-I 1284. O e l s, den 21. Juni 1922.

Kreisabgaben für 1922.
Die Lrtsbehörden erinnere ich an die Erledigung meiner

Kreisblattbekauntmachuing vom 22. v. Mis. — Sei-te 111 —-
betrsefsend Abführuug des dritten- Seife; Der vsorjäshrigen Kreisab-
gaben als Teclzahlung aus« die Fireisabgaben für 1.922.

Der Vorsitzende des Kreisausskhusses.

Oels, den 22. Juni .1922.
Sommerferien 1922.

1. Für die Schulen in Oels und Bernstadt schließt der Klassen-
unterricht Donnerstag, den 13. Juli unD beginnt wieder
Dienstag, den 15. August. -

. Für die übrigen Schulen des Kreises Oels beträgt Die Ge-
samtdauer der Sommer- und Herbstferieu 49 Sage. Den
wirtschaftlichen Bedürfnissen des Kreis-es sent-sprichst es er-
fahrungsgemiäßs am meisten, wenn vson dieser Gesamtdauer
21 Tage auf die Slommerferien und 28 Tag-e auf die Herbst-
ferien ‚entfalten.
Gemäß dem- Minsiisterial-Elaß vom 6. November 19-13

setze ich im Einvernehimen mit dein Herrn Kreis-schlulrat die
diesjährigen Sommerferien folgendermaßen fest-:

Klassenschluß am Sonnabend, den 22. Juli,
Wiederbeginn des Unterrichts am Montag, den 14. August.

3. Für diejenigen Sel)u«"lor-te, den-en aus wirtschaftlich-en Rück-
sichten ein-e Verlegung- der Sommerserien oder eine andere
Verteilung der Gesamt-Ferisendauer von 49 Tagen auf
Sommer und Herbst notwendig erscheint, wollen dies die
Schiilvsiorstände —— nicht Einzelinterexssenten —- bis spätestens
zum 15. Juli beim Herrn Kreisschuslrait beantragen Die
Anträge gelten im voraus-, aslsso sohuse besondere Bescheidung.,
als genehmigt. «

Alle Schulen, für welche bis zum 15. Juli keine Anträge
gestellt worden sind, haben sich nach der oben festgesetzten
Ferienordnung zu richten.
Für die Schulen desselben S-chu«losrt-es sind die Ferieu

übereinstimmen-d festzusetzen
4. Weg-en der Herbstferien ergeht besondere Verfügung-.

Oe IQ, Den 17. Juni 1922.
Genehmigungen von Steuerordnungen.

Die Gemeindevorstände ersuche ich, bei Vsorlegung von Ans-
trägen auf Genehmigung von. Ssteuerordnnngen der Laubge-
meinden stets ein Stück der Steuerorsdnung derartig aufzu-
stellen, daß auf der seinen Blatthälfte die Mussterorsdnutlln auf der
anderen die beschlossene Steuerordnunzg niedergeschrieben wird,
wie dies bezüglich der Bergnsiignngssteuer-ordnungen schon biss-
her geschah; gleichzeitig erfuche ich, in den Ueberreichnngsberich-
ten zn den einzelnen Abweichungen vson den Muistesriordnungxen
eingehend Stellung zu nehmen und Die. Gründe für die Ab-
weichungen anzugeben

Um Beanstandungen zu vermeiden, empfiehlt es fisch, falls
nicht besondere Gründe für eine Abweichung voin den Muster-
ordnnngen sprechen, die Steuerorsdnungen in möglichste Ueber-
einstsimung mit den Musterordnucngen zu bringen«

Der Vorsitzende des Kreisausschusseü

L Jl 497.

N
)

K I 1501.

F. V. 260. Ausführungsanweisung ,
zu dem Gesetz über die Fleischverforgung vom 18. April 1922.

" (Reich-sgesetzsbl«. Teil l S. 4(3().)
I. Genehmigungspflicht für den Viehhandcl.

1
lieber Anträge auf Erteilung der Erlaubnis nach § 2 des

Gesetzes entscheidet der Oberpr«äsi«deusts, in Den Regierungs-be-
zirken Kassel, Wiesbadseu, Schueidemüihsl und Sigmaringeu der
Regierungsprässideut Vor der Entscheidung sind-— Sachverstän-
dige oder Berusfsvertretsunsgen zu hören. - « »

' C)

(1) Wird die Erlaubnis versagt, steht dem Antragsteller
innerhalb seiner Ausschlußfrist von 2 Wochen nach erfolgter Zu-
stelluug der Entscheidung der Antrag auf mündlich-e Verhand-
lung vor einem bei dem OberPräsidenten (Regierunigsspräsi«deni-
ten) zu diesem Zwecke zu bilden-den Kollegin-m zu. Jn Die ab-
lehnenden Bescheid-e sind entsprechende Rechtsmittelbeslehrlungen
aufzunehmen-.

(2) Das Kollegium besteht aus 5 Mitgliedern, ausschließ-
lich des Oberprsäsidenrten (Regsiernngspräsisdenstem als Vorsitzen-
Den, von denen 2 ernannt und 3 gewählt werben. Von den
ernannten Mitgliedern nmß eines die Befähigung zum Richter-
amt haben. Sie Ernennung serfsosligt auf Vor-schlag des Staats-
kommissars für siiotlkssernäihrinng durch den Minister des Jnnsern
tunlichst aus der Zahl der dem Oberpriäsidenten (Regi·erusn.gs--
pr«äsi.deuten·) zugeteithen Beamten.

(3) Von den gewählt-en Mitgliedern muß eines der Land-
wirtschaft, eines dem Gewerbe »der Vieshshsänidler und ein-es dem
Fleischergewerbe angehören-; die Wahl erfolgt ausf- Vorsschilag der-
im Bezirk vorhandenen Lan dwirtschaftss-, Handels- nnd Hand-
werkstammern vom Provinzialrat (Blezirksausschußs) auf die
Dauer von 3 Jahren Wähibbar sind Landwirte, V«ie!hhäsn-dlter
'und Fbeischser«, die in dem betreffen-den Bezirk ihre gewerbliche
Niederlassung-« oder ihren Wohnsitz haben »und im- Besitz der bür-
gerlichen Ehsreusrechstie sind. Die gewählt-ten Mitglieder erhalten
Tagegelder unD Fahrkosten nach den- Sätzen der im § 1 des Gel-
setzes, betreffend die Reis-einstens der Staatsbeamten vom 26. Juslis
1910 (Gesetzsamanll. S. 150) unter IV genannten Beamten unter
Berücksichtigung der hierzu erlassenen -bz«w. etwas noch ergehen-
den Ergänzungsbestimmungen.

(4) Fiilr sämtliche Mitglieder wer-den- in gleicher Weise Stell-
vertreter ernannt nnd gewählt

(.l) Die Kollegien sind befugt, Untersuchungen an Ort und
Stelle zn viera n-lassen, Zeugen und »Sa-chver-stiisn«disge zu laden
nnd eidlich zu vernehmen-, überhaupt »den eingetretenen Beweis
in vollem Unisfange zu erheben-. ·

(2) Soweit Zeugen nnd Sachverständige vernommen wer-
den, gelten für ihre Gebühsren die- in den Zivsislpriozessen zur An-
wendung .k-o-msmen«dens Vorschriften-. Die durch ten-begründete
Anträge und Einswände erwachsenden Gebüihren für- Zeugen und
Sachverständige sind demjenigen zur Last zsn legen, welcher »den
Antrag gestellt bzw. den Einwand erhoben hat.‚ 4 _

(1.) Den. Vorsitz im Kollegium füshrt der Oberpväsident s(Re- gierungspräsidents) oder der zu sdisesem Zwecke aus der Zahl- der
ernannt-en Mitglieder bestimmte Vertreter« .



129

(22) Die Beschlußfassung erfolgt in der Bessetziiug von fünf
Mitgliedern, dar-runte drei 9011111111100.211111‘1111‘1111111‘WI11[1011 eiit
scheidet. Q1111111'111 11111 ein illiitglied der illbstiiuiiiung iiud tritt
dadurch C11011110111910111111011 ein, so gibt die Stiuinie des Vor-
sitzenden den Ausschlag

5.
(1) Denii Antragsteller und dein Oberpräsideuitfen (Re-

910111095131011D0111011) steht gegen iseu Beschluß 1111‘101‘1111111 einer
:)lnss«s-ehxlnßsrist ri-«on‘2 Woihen nach der Ziwistellluiigdie Beschwerde

- zu. Die Beschwerde des«Aiitdspragistellers ist beim «D«««-berpräsidenten
(“210111010111151111111D00100) 0103000111100.11011101 die Lleschwerde be-
schließt der Sta-·atskoiuuiisfai für 22‘0115-‘011111111111011. C0100 Ent-
seleidiingist euidgs-iiltia.

(2‘) Zurden ablehnenden Kollegialbeschluß ist seine
spreiheiide 31011115011101111‘1‘10111111111 11111311110I111000.

6.
(1) Die Q1“asubuis ist siir die Provinz (deu Sliegieriiugss-

11‘03111) nnd füridas Kisalenderjahi zu erteilen.
(2) Die Erlaubnis tsaiiii s-auf einzelne Viehgattiiiigeu, ins-

besondere aufrds·eni Handel niit Schlachtvieh, Zuiht- und Niitzvieh,
Kleiiioieh (C1111011111, .8i··älbei, Sihase), sowie anfiden Handel mit
Ferkeln nud Läufersehweiiien beschränkt werden.

7.
(..1) Jstidie Erlaubnis erteilt, so ist iioiu Olierprsäfidenten

(9101110111119111111111D0111011) D0111. Antragsteller eine ans seinen Dia-
iiieii 1111D das Ka··««liudi·rjal)r laiiteiiide Erlaubnistarte auszustellen-.
Sie dieust als illiissioeis und ist »auf Verlang-eu- bei Aiisiibiiiig
des Gewerb-edelrieb-es der Polizeibehörde, dein Regieriiugstoius-
iiiisfar anf den Bielnusärtteii, den Eisenbahnbeshörden bei Ver-
I11D11119 des Biehes 1111D den Personen-, iuit denen derInhaber
der Erlaiibnislarte ein Geschäft abschließen will, 1101311301900.
Die Ueberlasfungider Erlaubnis-kirrte aii eine ander-e Pers-on ist
verboten siiiid 110111111111.

(2) lsleuosfensihaften nnd Vereiiiigiiugen, denen die Erlaub-
1115 erteilt ist, sind verpflichtet, für die bei ihlnen im Viehhandel
beschäftigten Personen (2111111101101) “210111-01101‘10110111611111011 auf
deren Namen zu beantragen; ebsoensPiehhaudei nnd diejenigen
Personen, die dein Lrlsanbniszwaug gemäß § 2, letzter Absatz
des Gesetzes unterliegen nud Auskäufer beschäftigen, für diese
Ohne 9101101101‘11111110151111100 iftiD10 Tätigkeit der Auskäufer ber-
boten nnd str««afbai«.

8.
(l) Für die Aus-ftelliing jeder Erlaiibuiskarle ist von dein

Antragsteller eine Gebsüihr zu 00101111100, deren Höhe sich iii
erst-er Linie nach der staatliseh veranlagten Gewerbestenerklasse
des Gewerbebetrisebsess richtet. Die Gebühr beträgt für:

ent-

(5501001110-11100101‘11111110 l 300 .41.
lsiewerbefteiiertlasse ll 1'300 alt
GsssewerbesteuerklasseIII 300 (/1!

150 4/,Gewerbestenseillafse IV
für 111100111111 90101111011011011101 veraiilagte Betriebe, sofern eine
Vers-anlagnng ziiir Haiifierstienei nicht in Frage kommt, nnd für
Nebeiislarteu 31) «-l!. »

9.
(1) lieber die Zurücknahiue der Erlaubnis gemäß § 5 des

Gesetzes entscheidet der Olberpräsident (Regieriingspiiäsident).
Gegeii dessen Entscheidung steht dein Betroffenen innerhalb einer
Ausschlußfrist von 2 Wochen nach« erfolgter Zustelliiiiig der An-
trag aus mündliche Verhandlung vor dein Kollegium zu. Die
Ziffer 3 dieser Asnsfiishriiingsanweisiing find-et Anwendung.

(2) Gegen den Beschluß des Kollegiums steht dein Be-
trofseiien nnd dem Oberpräsidenten (?Jiesgi«eru-ngis-prä.sideuten)
innerhalb einer Aiis"s-el)«liiszfi«·ist von 2 Wochen nach erfolgter Zus-
stellnug Dicr Beschwerde zn. Auf das weitere Verfahren findest
die Zigfer5dieser Ausfnhiiiugsanweisung Anwendung

(3 Bei der 0‘001 Oderpriiisidensten (310910.11109161101111D001011)
ausgesprochenen Entziehung einer Erlasssziiibniskarte behält es so-
lange sein Q010001D00, bis eine 01-1110D01‘100110 ieehtskräftige Erit-
scheidiing einer weiteren Instanz ergeht.

(4) Jst die Zurücknahme der Erlaubnis rechtskräftig lserfol,gt
fo ist durch den Owbeipräsidsenten (911091011001961101111‘D00100.) ihre
Bekanntgabe in dein zuständigen .«Kreis- nnd Amtsblatt auf
Kosten des Betroffenen zu 1101001011011.

10.
Die Eiuziehung der ordnungsmäßig fewstgesetzten Gebülhreni

Kosten nnd baren S211116109011 (091. Ziffer 3, 8 nnd 9 dieser Aus-
führ-«nngsanweisung) erfolgt erforderlichenfalls im Verwaltungs-
zwangsverfahren.  

· 11.
“81011111111111101151111‘100 1111D 2'111‘0an111‘101‘1‘11011110100 für einen

iizeiiierbebietrieb des § 2 deslsGesetzes dürfen erst ausgestellt wer-
D011, wenn der i)liitiagfteller nachweis,t daß ihni die Erlaubnis
nach § 2 des Gesetzes voin Oberpräfideiiten (Regiernn·sgspräsi-
deuten) erteilt ist.

II. Viehinärth
12.

(1‘) Als Behörde im C1000 ldes§ 8, Absatz 1 nnd 2 des Ge-
feizes wer-den die Oberpräfidenten (Regieruugspräsidenten) für
ihren Bezirk bestimmt Die Ueberwachiing der Viehiniirkte wird
diesen Behörden« gleich-falls übertraggen fie können damit beson-
dere Koiumisfare beaiiftrageu.

(2) Der Seh-Inßsscheinszwang nnd der Handel nach« Leben-id-
gewicht werden ssiir die Sichlsasihtviehiiisärktse inAachem Berlin,
Breslaii, Dortiiiii·iid, Duisbiirg Duis»biii«sg-«)Jieiderieh, Dsüssiel-
dors, Elberfeld, Essen, Frankfurt 11-.“221.,1311111110001,‚111‘0110ID,
Köln, Magstebnig nnd Wiesbsaden angeordnet

13.
Soweit der Handel nach Lesbendgewicht vorgeschrieben ist

(bgl. Ziffer ‚l2, Absatz 2 dieesr 211151111100119601110101100‘9), nisiiß
die Feststellung des Lebeiidsgewiiehtss dliireh Wie-gnug erfolgen.

(1) iZur illusstellniig der cihliißscheine siiid diejenigen Per-
sonen 0010111111101, welche das Pieh anfiden Märkten verkaufen
(1110101 Verlauf durch Beauftragte oder Kouiiinissioiiare diese).

(2) Soweit C1111 ii zlfileiiiziriang vorgeschrieben ist, sind Ge-
siliäft(sabsihlüsse ohue Sihlnßsfihein niehtig.

(3) Die näheren Bestimmungen über die Sihil-iißfiheiii-
pflicht, die Schl.-3-iifsiheine selbst und die ziiui Zweck der Fest-
ftelliing von Preis nnd Gewicht dser Tiere 30 erlassenden Vor-
sehristen nnd zu treffenden Einrichtungen werden diisreh die für
die einzelnen Siehlail)-«wiel)iii«äikste vom Staat«stoiiiiiiissai«- für
Bottsernährung zu erlassenden Pieisfestftellsiingsoidiiiingeii ge-
troffeu. Bis dahin behalten die bisher auf Grund des Gesetzes,
betreffend die Preissfestistelliing beim Martthaudel init Schlacht-
riieh voiu 8. Februar 1909 (Reiehisgesetz«s.bl Q. 269), erlassenen
Ordnungen uiit der Maßgabeihre Gültigkeit, daß auf den in
Ziffer l2, Absatz 2 “9011000100«11110111101011101'11‘11011 alle Schlacht-
tiierre nach Lebeudgewicht gehandelt werden müssen.

_ III. Kleinhandel mit Fleisch

(1) UeberrAntriiige auf Erteilung der Erlaubnis nach § 11
D05 Gesetzes entscheidet in den kreisfreien Städten der Mlagistrat
(Bürg-«erinei:ster), in den Landkreisen der Landrast (Oberaint-
uiann) nach Anhörung geeigneter Sachverständigen oder Berufs-
bertretiingen.

(2) Die Erlantbiiiss ist zeitlich zu ··befih-r-ä:nken; eine sachliche
Q0 chränksiing ist nur dort zulässig, wo üblich-erweise zwischen
O ")«senmsestzg«ern», Schiweinemetzgern iissiv- unterschieden wird.

(3) Wird die Erlaubnis- versagt, steht dem Antragsteller
innerhalb einer Ausschliiszfrist von 2 Wochen nach erfolgter Zins-
ftelliing die Besschwerde an den DDe-rpräiiDenten' (Regiernug«s-
präsidenten) zu. Ueber die Beschwerde entscheidet das Kollegium
nach l, Ziffer 2——4 dieser Ausfiåhiiingsanweisnng endgültig

Auf die Zurücknahme der Erlaubnis find-et das Verfahren
nach I, Ziffer 9 sinngeiniäiß Aiinendsung An Stelle des Ober-
piäfidenten (911091101011961101111D001001) tritt der Mlagiiistriat (Q1101:
gernieiftier) oder der- Landrat (Obera·ni«·.tmanu)

17.
Als Frschfleisch imSinne D06qs 11 des Gesetzes ists anzus-

sehen, Fleisch, welches —- abgesehen von einem etwaigen Kühl-
veirfahrssen —— einer aus die Haltbarkeiit eisnwirkenden Behand-
liiug nicht unterworfen ist, ferner Fleisch, welches zwar einer
solchen Behandlung unter-werfen llworden ist, asber die Eigenschaf-
ten frischen Fleisches im wesentlichen beibehalten hat oder durch
entsprechende Behandlung wiedesr gewinnen dann

1
Die nach § 13 des Gesetzes erforderliil)eit Verzeielinisse

üiiissen fo angebracht sein, daß die darin anngegebenen Preise so-
wohl im Verkaufsraium oder Betriebs-stand als auch von außen
deutlich sichtbar siwiid Uiebler die Ausgestaltung der Preisveri
zeichnisse erlasseen die Obesrpräsideuten (111019100111196‘131‘1'111D0111001)
für ihre Be irke die erforderlichen Anordnungen Der Erllaß
von Richtlinien durch den Staatslonisinissar für Volksernahriing
bleibt vorbehaszlten 9.

1
(1) Die auf den Preisderzeichnisfen angekündigten Preise

dürfen nicht überschritten werden.
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(2) Die Abgabe der im Kleinhandel üblichen Mengen an die
Ver-braucher zu den auf den Preisberzeiehnissen augelündigten
Preis-en gegen Barzahslung darf, solange Vorrat vorhanden ist«
nicht verweigert, im besonderen asnsch nicht von der Abuahme
ander-er Waren abhängig gemacht werden-.

IV. Schluszbestiuiinungeu.

Wer gegen die Biestiimneun-gen dieser :)liissfii«hri·iugsaiuwei-
sung oder der auf Grund derselben mit Genelmiignng des
Staatstomsniissars für Vollseruährnng von den Ob-er.präsidenten
(Rsegierungspräfidenteuh erlassenen Ausführunigssasnweisan-gen
verstößt, wird mit Gefängnis bsis zu drei Monaten oder mit
Geldstrafe bis zu hunderttausend Mark bestraft.

21.
(1) Geniäfzs § 14, Absatz 2 des Gesetz-es bann in den dafelsblft

vorgesehenen Fällen neben der Strafe seitens der Gerichte auf
Einziehung der Gegenstände erkannt werden, auf die sich der
unznverlsäffige Handels-betrieb bezieht ohne Unterschied, ob sie
dem Tät-er gehören oder nich-t.

(2) Daher können die von- der Polizeibehörde durch einen
Hilfsbeamten der Staatsauiwsaltschsaft beschlaguahsmten Sachsen-
gemäsz der Bsekauntminhsunsg, betreffend einige die Kriesgsberord-

mingeu ergänzende Vorschriften- über- Einziehung und ütber Ver-s-
änszerung befihlagnashsnitser. Gegenstande voni 22. März 1917
lslieichsgefetzbsb 6. „515) in Verbindung mit Artikel H der Ver-
ordnung iiber Ausdehnung einzelner Verordnung-en für die
Kriegswirtschiaft auf die Usebergaiisgswirtschaft vom 12. Februar
1920 lReiehsgsefsetsz 230) uud § 2 des Gesetz-es über den Erliafzs
von Verordmingen fiir die Zwecke der Uebergasngstvirtfehsaft Vom
3. I,«ebru-ar llil21 lReirhisgseseth 6. 139) bereits vor. der gericht-
lichen Entscheidung über die Eiuziiehung veräniszerst werden.

22. .
Die in Gemiäfzhseit der Ziffer 20 diiefer Aiisfiilhrnnsgsan-

weisuug erlassenen Ausführuugisbseftimmnugsen der. Oberpräsi-
deuten .(R«egierungsprsäsideuten) werd-en durch Vierö·f«feutli·ihnng
in den betreffend-en Regierungs-amtsbliittsern rechtsverbinsdlisch

23.
Die Ausfiihrungsanweifiiugeu vom 21. September 1920 —-

t. K. f. V. Vl(1. 3672 usw. —- uud vdnr 27. Oktober 1.920 —-
t. K. f. V. Vl(1. 3672 II. usw. —- treten aufzcr Kraft.
B e rl i n, den« 6. Mai 1922. « «
Prenßisiher Staatskoiiiåiiifsliir für Volk-Bewährung

. s‘

CI
(s’

)

Dr. Hagedorn

O e--"ls, den 15. Juni 1922.

Auszahlnug der Landesbaudarleheu.
Die auf bsewilligsle Landesdarlehen ans Grund der Auss-

sühruugsbestimmunigen zu dem Gesetz vom 14. Januar 1921,

betreffen-d die Bereitstellung Ivon Sitaatsuiittelu zur Abburduug
der Baubostenüberteneruug, zu leistenden Zahluugen leorsehsusfz-

,za.h"lusnigeir nnd Sichlsuszzaihflung) erleiden zumesist Verzögeruugem
da die einzureicheniden Unterlagen oft nicht den Bestimmungen
entsprechen und zur Vesrvosllstäindigsung zurückgegeben wer-den
mu en.

»Den Anträgen sind dahier folgende Unterlagen b—e·izu.siigen,
und zwar:

W 22s36.

a) dem Antrag auf Borschuszzahlung:
1. 6cbutbfcbein des Träg-ers des Verfahrens in Höhe der be-

autsragsten Vorschsiixszzaihiluug Der ""S-chiul«dfcheiu smsusz gemäsz
dem Psreuszisrheu Steinpelsstesnerigesetz vom 31.. Ii.i««li 1895,
abgeändert durch- Gesetz vom 2l3. Juni 1.909 (Ges. 6. S
535) bierstemspelt und den Bestimsmsuukgeurder §§ 137 Abs. 3
der Ksrseisordnuug 88 der Liandgeuieindeordunug nnd 56
Abs. 8 der Städteordnuug rechts-gültig usnterzeiichnet fein.
Falls es sich niius ein-en 2. Vorschuß handelt, ist ferner die
Erklärung der Gemeinde erforderlich, dasz die Bau-ten bis
zur Sockeljhsöhe gediehen- sind.

b) dem Antrage ans -Schlnfzzahlung:
1. Besglaubigte Abschrift des Frakgke·«bio,gens nebst »der Bereich--

nung der Hesrstsesllnugsikostens und des La-iideisdar-«lseheiiss nach
dem- Muster z-n den Asussfüshrungsbeistimmiuugen vom 25.
Februar 1921.

. Bie-g·s·la·u"bigte Abschrift des Beihilsebescheides

. Die Erklärung des Gemeindevorstaindeis oder die vom zu-
ständigen Landrat bestätigte Bescheiniguug der gemein-
nützigen-· prov. Sieidlungsgesellsschast oder die amtliche Ve-
scheinigung des Ksiislsliuramts über die baiupolizieicliche Gie-
brauschsabnahme und die beihilfebescheidgsemäße Ausfüh-
rung (in Ur- und beglaubigter Abschri-ft).

0
3
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4. Der Wortlaut der grundbuchilicheu Eintrag-ringen oder in
den Fällen der Nr. 23 Abs. 2 nnd 3 der Ausfüshrungssbse-
stimmimsgen zuml Gesetz vom 14. Januar 1.921. die hier »vor-
geseihenens Beschseiusiigungen (Urfchrrist und beglaubigte Ab-
schrift oder 2 bseglaubigte A-bschsrift-en). Wird jedoch in. sder
grundbuchsliihsen Esiutragungs auf seine Eiutrag-st)ewilltigusug
des Vanhserrn oder auf einen von ihm mit dem Verfahren-E-
träger abgeschlosseneu Vertrag bezug genommen-, so sind
auifch von diesen Schriftstüctieu 2 beglaubigte Abschrifteni besi-
zu su eu.

5. Eineg Befehesiuigung gemäß Ziffer 14 der Aus-führtin.g-s-be-«
stimmimgen zsn dein Gesetz vom l-—l. Januar 1921 über die
Höhe der festgestellten Gesamtherftelluugskosten nnd der
festgesetzten- Miethiöhe (bei Eigeniwohnuusgeiis dess- Mietwesrts-).

l3. Um den Rang der Beihislfehsypotshek prüfen zu können, sind
ferner eine Bsesscheiuiguug des- Grnndbnchamtes iiber den
Izu-halt der Eintrag-ringen in Abt-l. ll sund lll des Grund-«
biuchesss bezüglich der betr. Grundstücke- bieiziifiiigen

l«1-ll2l7. Sets, den« 20. Juni 1922.
_ » Kraftfahrzeuge.

Die unter Zsiiffsrr 7 mein-er lereisbslattbetauutmarhnng Vom
9. März 1922 Seil-e 56 ,,bset-reffen-d Mraftfiahrzseuge« festgesetzt-e
(-85sesb-ühr svon 1.l.), Mark ist nur ein-mal für sämtliche in dieser
Ziffer ausgeführten Auistsslxandlnngen zu erbeten. -

Bei Ziff-er 7 ist« (in silamsmserin auf die Vorschrift die-s § (3.
Abs. 5 Satz« 3 und 4 der sBundesratsderindiiiuiig vom. 3. Fe-
bruar 1'910 hingewiesen Danach- wird die lsiebiihr nicht seh-on
bei freiwilliger Ablieferung Von anasfnugsbefehseinigjuugen
und Kennzeichen («Scatz 1 nnd 2), sondern erst dann erhsobeiii,
wen-n die Ablieferung unterbleibt und« die Behörde gezwungen
ist, die Zulassnsugsbescheiu«i·gunig. und das Keiisisziesichlens einzu-
ziehen oder, soweit die Erinzisehiung des Nennzeichenss nicht zu-
lälfsig ist» den Dieiiiftftempel zu vernichten. Hieraus ers-gibt fich,
wies-halb in Ziffer 7 der Ausdruck »od«e«r« angewendet ist. .

Beim Verkauf ein-es Fakhrzsesugies wird die Erhesbxusugi der
Gesbiihr nach Ziffer 7 kaum in Frage kosm.nieu, weil der neue
Eigentümer bei Beanlrsasgsnug der erneuten Zulafsunge im ei-
genen Interesse schon die alte Ziislassuugssbesiheinigsuusgs nnd- dass
Kennzeichen vorliegen wird.

 

Berlin W8, den 1. Mai- 1922.
Feld- und Forstpolizeigesetz.

Der Preußische Landtag hat folgende-s Gesetz beschlossen:
« Eiuziger Paragraph

‚ Die im § 6 des Feld- und Forsstpolizsesigesetz-es biestimimle
Wertsgreuze und das Ersatzgeld der §§ 71 nnd 72 werden auf den
zehnfachen Betrag erhöht. «

» Dass vorstehende, von-i Landtag- beschlsossene Gesetz wird
hiermit verkündet Die verfafsnnigsniäfzigien Reich-te des Staats-
rats sind gewahrt. .

Der Prenfzische Minister für Wissenschaft, Kunst
» und Volksbildung

l.«. I. 3903. . Be r l i u-, den 28. März 1.922.
» _ Indem ich ans dies-e Abänderung mit Rücksicht auf die Po-
lizseiverordnung vom 30. Mai 1921, vseröffeustlicht im Kreisbsliastt
.1.921, Seite 208, betreffend den Schule von Tier-. nnd Pflanzen--
arten besonders hinweise» mach-e ich darauf ia.ii-fni«er·ksam, dafz
die Strafbestimniiiugen des é) e-"ld- und Forstspsosllizeisgieselzes vom
1. April 1880 (G. 6. 6. 230), in der Fassung des Gesetzes Ivoni
8. Juli 1.920 (G. 6. 6. 437) durchs das »Gesetz« zur Erweiterung
des Anweusdungsgebiets der Geldstrafe und ziir Einschränkung
der kurzen Freiheits-strafen« vom- 21. Dezember 1921 (R. G. «le.
S. 1004) eine Aendernug erfahren- haben. Der Herr Preiifzsischse
Jnstizmsinister hat in einer all-gemeinen- Verfügung vomI 22. De-
zeiii-b·er 1.921 (,Just Min. Bl. 6 (365) an die ihim uiae«l·)ig-eorduesten
Behdrden unter Beifügung ein-er Begründung zu dem Gesetz-
eutwsurf auf obige Aeudersungen hin-gewiesen «

Das Preuszische Staatsministerium.
Im Auftrag-e: gez-. (N e n t w ig).

I«1111.2-02. Oelss, den 115. Juni 1.922.
Anrechnung von Militärdienstzciten auf die Invaliden-

versicherung.
« Nach § 1393 Reichisversichserukngsordnning werden Msilitsiir-

dienstzeiten alss Beitriaigswsoeheus auf die Jubalidene nud Hinter-
btlsiebeneiwsersicherung voll angse-rechnet, ohne dsasz Beiträge
entrichtet zu. werden brauchen. Dies tiauu aber nur geschehen-,
wenn entweder den Renteuauträgen der stiiilitärvassz beigefügt
wird oder aus ein-er Quittsungskarte dei« Nachweis über abge-
leistete Militarsdienstzeiten sich ergibt-. Das Letztere wir-d erreicht,
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indem bei Aufrechnung der abgelaufenen Yuittuinsgskarteder be-

treffen-den Kartenansgabestelle der Milsitarpasz »vor-gelegt wird,

die auf Grund der dortigen Eintraguiigien die Zeitdauer 1des

Militärdienstes in der Quittnngsbarte bescheinigt Dieses Ber-

fashren ist- das.einfachere und bisher übliche _ .. . .. · _
_ Es ist hier nun bemerkt worden, daß verhaltnsisinaszig sehr
wenige Quittungskarten diese Beschseinigung enthalten-, obwohl
in gewissen Fällen nach dein Alt-er der Versicherten angenoiniimsen

wer-den kannte, dasz sie Kriegsteilnehmer gewesen sein mußten-.
Die Revolution iini Jashre 1918 nnd die daraus einsetzen-de feil-b-
-st2ändige Auflösung der Truppenteile ohne fornigerechte Ent-
lassung der Mannschaften pp. hat es mit sich gebracht; daß nicht
alle Kriegssteilnehmer im Besitz-e ordnungsmäßig-er Milditärpa-
pierse sich befinden. Dieses ist der Grund, weshalb in den
Qusittungskarten die Vernierke über »die abgeleistseten Militär-
dienstzeiteu fehlen.

Die Unterlassung dieser Beweisführung gegenüber der
Landesversicheriingsanstalst ist unter Umständen smit den
schwersten Rechtsnaschteileus für die Versicherten verbunden Die
Militärdieustzeiten können- zur Erfüllung der Wartezeit ebenso
sehlien wie zur Aufrechterhaltung der Anwartschaft und der An-
spruch auf Rente ist verwirkt Jch ersuche daher die Herren
Ainstsvorsteher sowie die außerdem mit der Ausgabe von Quil-
tungssbartens betrauten Stellen, biei der Aufrechnuug von Quit-
tungstiartens gegeben-enfallss . deren Jnhasbier zur Vorlage ihrer
M.ilsitäi.«p-apiere anzuhalten Befinden fisch die Kriegsssteilnehnier
nicht im Besitze svon Militärpapisereny so sind hier »unter Angabe
der Triiippenteilc und genauen Zeitabschnitte bailiduiögslsichst An-
träge auf Feststellung der asbpgkekleisteten Kriegssdienstzeit zu stellen,
da die Beschaffung dies-er Unterlagen inv späteren Jahren in
Frage gestellt ist. Ebenso werden die Herren Gent-eindevorsteher
pp. ersucht, für geeignete Bekanntgabe vorstehender Zeilen an
die Bevölkerung zu sorgen.

Der Vorsitzeude des Bersikherungsamtes
‚.—

 

Ll4188. O e-l·s, »den 16. Juni 1922.

Einreife nach Polen.
Der Grenzübergang Neuteich, Kreis Fri-e.debserg, an der-

polnischen Grenze ist nur für den Grenznahverbehsr —— nicht auch
für den Feruverkehr —- zugelassen-.

l«I4148. Be r l i u, den 8. Mai 1922.
Verleihung des Enteiguiingsrechts.

Dein Elektrizsitätswerk Schliesien, A.-G-. zu «Vreslaii·, Al-
brechtsstrasze 22, wird hierdurch auf Grund des Gesetzes vosni
11. Juni 1874 (Gesetzsainnnsl. 6.221.) auf »die Dauer von zehn
Jahren das Recht verliehen-, das zu den Anlagen für die Ueber-
tragung und Verteilung des elektrischen- Strioines innerhalb der
Landkreitse Breslau und Brieg, sowie der Kreise Trebsuitz, Oels
Q"hla«u, Strehlens, Nimptsch, Franken-stein, Neurode und Reichen-
bsach (·liet,zteres mit Ausnahme der Ortschaften Piei«sbersdorf, Do-
rostsheenthah Sstsolsbergsshof, Neuiddrs, Faulbrück, Henniersdorf,
Dre·i«s3i.g·huben, Pfaffen-darf, Kiiltschen Endersdorf, Mellendorf,
S-chlaupitz, Lang-seife«rsdorf, Stoschendorf, Kuchen-dors, Kolonie
Jsensltsch-w1tz) des Reigiersungsbezirks Breslaii erforderliche Grund--
eigentlim isni Wege der Ente-ig·nung zu erwerben-s oder, soweit die-s
aus-reicht, mit ein-er dauernden Beschränkung zu belasten Auf
staatliche Grundstücke lund staatliche Recht-e an fremden Grund-
stück-en findet dieses Recht keine Anwendung-.

Gleich-zeitig wird auf Grund des § 1 der Verordnung, »be-
treffend ein ver-einfachtes Enteignunigsdersahren, vosm 11. Sep-
tember 1914 (Gesetzsaniml.. S.159) in der Fassung-— der fBe-
kanntniachunsg, betreffen-d Neuiveröffentlsichinnsg der Verordnung
über ein vereinfachstes Enteigsnungsverfahreni vom 31. August
‚1921 (Ge-setzsaiiii«iil. S 513) bestimmt, das; die Vorschrift dieser
Verordnung bei der Ausübung des vorstehend veriliehenen Ent-
eignungsrechts Anwendung zu finden hast.

Jni Namen des Preußifkhen Staatsministeriums-
Der Minister für Handel und Gewerbe.

Jin Auftrage: gez-. K r «o h n se.
I. ‘I 41190.

I. ’I. 4190. Aufgaben der Polizei.

Vf. d. am. b. J. n_.__ '15. 5.1922 —- 11A103, betr. Bausch-
vergntunsg {u r Gefangenen--Sainineltsraits-parte

»Mit Rücksicht auf die eingetretene- Erhöshiuug Jder Eisen-bahn-
tarise und aller sonstigen Aufwendungen- werden die »in Ziff. 18
sind 20 dir Vorschriften uber die GesaugenenkSainniieslstrans-  

porte auf Eisen-bahnen vom 8. 12." 1906 (M. Bl. I. V. 1907

6. 53) vorgeschriebenen Bausch-betrage, die der Berechnung der

von zahliingssfähigen- Gefangenen oder sonstigen Zahlsiiiigspflsichss

t:igen seiuzuziehenden Kosten fiir Beaufsichtigiung Verpflegsung

und Fahrt zugrunde zu legen- sind, im Einvernehnien»iusit den

Herren leiisnistern der Finanzen und der Justiz in» Mbansderiing

des Erlassess vom 19. 4. 1921 —- II u 80 5 (M. Vil. si. V. 6. 159)

vom 1. Februar 1922 ab für Zivsilpersonsen auf 130 Pfg» sur

Militärpsersonen auf 100 Pfg. fiir den Kopf und laufenden

Kilometer festgesetzt-. « _ .
Oels, den 21.- Juni 1922.

Vorstehenden Erlaß bringe ich hiermit-zur Kenntnis und
Beachtung

0 20. Oe l s-, den 19. Juni 1922;

Oclsuer-Stiftuug.
Diejenigen Personen, welche die Pension ans der Alexander

Oeilssnserscheu Stiftung bisher bezogen haben, erhalten sie auch-
im Jahre 1922 durch die Kreiskommuualkasse hier übersandt.

Neu sind folgen-den Personen Pensionen bewilligt sworden:.
Kuhnert Ernstinie in Pischkawe -
Baran Wilhelm in Patschley,
Tilke Auguste in Oels,
Hillers Dorothseai in Döber«lse,,
Lasnd Johanna in Breslau, Seleiikiestraße 1.7,
Drischel Christiane in Prietzen
Streich Karoliue in Sibyllenort.,
Wiesner Eslisabieth in Kiosrschlsitz,
Kittner Rosina in Oselsk,
Staudke Dorothea in Jäntfchdorf,
Weiß- Berta in Barnthe,
Junge Thieresia in Klein Zöllsuig
Großuiann Gottlieb in D--oiiiatschsiiie,
Großinann Luise in Doniatschine;
Schütze Marie in Julinsbnrg
Joseph Gottlieb in Oels,
Dickert Henriiette in. S-cl)ma·rse,
Kittner Johanna in Seh-marsc-
Laiisgnser Mathilde in Bernistadh
Raak Maria in Dem,
Decke Asuigiistes in Strehlitz

Die übrigen- Bewerber müssen aus Mangel an Mitteln
hiermit abschlsägig beschieden werden

Der Vorsitzendc des Kuratoriums der Oclsuerschen Stiftung.
—-

«

LII 512. O«els, den 20. Juni 1922.

Beiträge der Schulvcrbäude zur Landesfchiilkasse.
Nach dem Erlaß-« des Herrn Presusszischen Ministers für

Kunst, Wissenschaft und Volksbildung vom 20. April 1922 —-
U III E 756 —- gseltenx die für das Rechnungsiahr 1921 festge-
setzten Schiilstellensbieiträg-e der Schiislberbände zur Lan-desschusls-
lass-e von

111400 .l/ füsr die Lehrerstelle und
10 200 c‚l! für die Lehr-esrsinstekll.e "

geiiiaiz S 50 V. D. G. zunächst-« auch für das- Rekhuunsgsjthr 1922.
ZJOSHelleu der Gruppen 2 und 3 tritt hierzu der Zuschlag von
i. . r//.

.. Diese Schulstclleubciträgc find in vierteljährlichen Teilbe-
tragen im voraus _au die Staatlichc Kreiskasfe in Oels unter
entsprechender Bezeichnung zu zahlen. Bei verspäteter Zahlung
sind gemäß § 50 V. D. G. Zinsen zu zahlen. « «

1.14281. B re s la u 1, den 12. Juni- 1922.
Bcfchädigung der Rcichstclegrapheuliuien.

Die Reichs - Te leg r a- p h e n sli u i esn sind in der letz-
ten Zeit wie-der häufig vorsätzlichi oder fahrlässig- beschädigt wor-
den, besonders durch Gut-wenden von Leit«iisii-gss-dsrasht, durch Zer-
trsiiniuiierung der Porzellaii-Doppe-l-g-locken durch Steinwürfe,
durch Zerreißen des Leitiinsgsldsrahtes infolge Univorsichtigbeit

- beim Fällen von Bäumen, durch Hineinwerfen vosu Draghtresten
in die Leit.1«ingien«, durchs Drachensichinüre und Drachenschwänze
usw-. Da hierdurch die Benutzung Ider Teleigpraphenanlagen e-
sahrdet ·oder verhindert worden ist, wird auf die durch is
Strafgesetzbuch für derartige Beschädiigsungen festgesetzten Stra-
feii·«aiifiiiierksai·i«i gemacht. Wer die Täter vorsätzlichesr «o2der. fahr-
lasfiger »Beschaidi«gkunsg der Tel-igsrapheuauclagen derart zur Au-
zseige brmg«t,»dasz sie zum Ersatz herangezogen und bestraft werden
fault-au, erhalt von der Reich-post- nnd Tseslesgraspheiisvserwaltunsq
eine angemessen-e Belohnung Diese wir-d auch dann bewilligt,



wenn die Schulsdigen wegen jugendlichen Alters oder wegen son-
stiger persönlicher Gründe gesetzlich nicht haben bestraft oder
zum- Ersatz herangezogen werden -können, older wenn die Be-
schädigung noch nicht ausgeführt, sondern durch rechtzeitiges
Einschreiten verhindert worden ist, der»A igegeul Edle Telegrephem
verwaltung verübte Unfug aber soswsert feststeht, daß die Ve-
strafuug des Schultdigen erfolgen kann-. .‚

Den Baumibesitzern wir-d empfohlen, vor dem Fall-en von
Bäumen an den Telesgraphenlsiuiien die zuständige Postenstalt
zsu [vermehrt-einigen. Diese wird alsdann die zum Schutze der
Leistungen erforderlichen Maß-nahmen treffen, ohne daß dem
Bsaicstnbesitzer Kosten entstehen. «

Die Beftimmmvgen des Strafgesetzbuches bauten-: .
§ 317. Wer vorsätzlich und riechtiswidrsig den Betrieb

einer zu öffentlichen Zwecken dienenden Tieleigraiphenaulage da-
durch verhindert oder gefährdet, daß er Teile oder Zubehörungen
derselben beschädigt oder Veränderungen daran vornimmt, wird
mit Gefängnis von einem Monat bis zns drei Jahren bestraft.

§ 318. Wer fahrlässigerweise durch eine der- vorbezeichneten
Handlung-en den Betrieb einer zu öffentlichen Zwecken- dienenk ·
den Telegraphenimllasge verhindert oder gefährdet, wird mit Ge-
fängnis bis zu eine-m Jahr-e oder miit Geldstrafe bis zu neu-n-
hundert Mark bestraft

Gleich-e Strafetrifft die znr Beaufsichtigung nnd Bedienung
der Tseliesgrapheuianlasgen und ihrer Zubehörusngen angestellten
Personeus wen-u sie durch Vernachlässigung der ihnen obliegen-
den Pflichten den Betrieb verhindern oder gefährden

_ · § 318 a._. Die Vorschriften in den §§ 317 und 318 finden
gleichmäßig Anwendung auf die Verhinderung oder Gefährdung
bei} Betriebes der zu öffentlichen Zwecken dienenden Rohrpost-
an agen.
.. Unter Telegsrapheuanlagen im Sinne der §§ 317 und 318
und Fernsprechaulagen mit-begriffen

Ober-Postdirektion.
- Oel s, denl 20. Juni 1922.

. Die Ortsivoilizeibehörden des Kreises ersnche ich, Borstehens
des wiederholtortsüblich bekannt zu geben-.

LI4408. Oeslsz, den 21. Juni 1922.
Paßwesen

Rüttreise- und Dauersichtvermerbe dürfen in Zukunft von
den mlandischen Sichtbesimierkssbehörden an solche Ausländer
ausgestellt wer-deu, die .

a) bereits am 1. 4. 1914 in Deutschland ihren Wohnsitz oder
dauernden Aufenthalt hatten; -

i.)) zwar nach dem- zu a) Tgenunnten Zeitpunkt nach Den-tsch-
liang gekommen- sin«d, die jedoch entweder eine ordnungs- -
msäsßisge Einresiseierlausbnis zu danernsdenr Aufenthalt be-
saßen, oder deren befristete Einreiseesrlanbnis später ord-
nungsmäßig durch eine Erlaubnis zu dauerndem Aufenthalt
(,,Aufentsha-lt bis aus weiteres«) ergänzt worden ist-s;
nur zu vorübergehendem Aufenthalt zugelassen sind, wobei
sich jedoch die Gültigkteitsdauer des Riiekreise- oder Dauer-
fichtvermerks innerhalb der gieswläshrten Ansenthaltsfrisst oder
der Gültigkeitsdauer des etwsa vorhanden-en Ein- und
Wiederausreisesichstsvsermierks halten muß.
Der Verkehr mit idem- Saargebiet Das Sitar-

gebsiet wird deutscherseistss paßte-christl) als Juiliausd betrachtet-, so
daß für Reisen aus dem übrigen Deutschland nach dein Saat-
-gebiet deutscherseitss weder ein Paß noch ein Sichtvesrsmerk gesor-
dsert wird

klieichsdeutsche Bewohner des Saangebiets bedürfen- bei Rei-
sen- aus dem Saa.rsge"bie·t nach sdenr übrigen Deutschland weder
eines Passe-s noch eines Sichtvermerkes

Niischtreichsdeutsche Bewohner des Scaa.rsgebietss sowie Ans-
slsäuder bedürfen eines Passe-s nnd eines deutschen Sichtvsermerks
Zustsändsig für die Ausistsellung dieses Sichtvermerkes sind die
Ausläudesrpaßsstellens dess« Ausiwäirtisgen Amt-s ins Düsseljsdosrß Köln-,
Coblenz Frankfurt a. M. und Karlsruhe-.

Personen, die über die Wiestlgrenkze des Saasrgesbiets naech
dem übrigen Deutschland e«inr-e«isen, unterliegen den allgemeinen
Parßvsorschriften

Rieiseverkehr svou Kaufleuten mit Polen.
Die in der Krie·i-sbslattbestianntmachung vom 3. Februar 1922 ——
Kreisblatt Seit-e 34 —- zuigestasndenen Reiseserlelichterunsgsen für
Holzbaåiltfleute im Verkehr mit Polen beziehen sich- anf Kaufleute
sei er « «rt.  
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Oe l s, den 22.. Jiuui 1922.
Ausliänderlisten 1922. ś

Um dauernd einen genauen Ueberbllick ülber die Zahl und
Art der Ausländer zsu habeu·,· fordert der Herr Oberprascdent
der Provinz sJ'iieb—erfeb’tefien zufolge Erlaß vom 30. Mai 1922
—- U. P. I. M. St. 1684/22 sofort — und ab 1. Juli1922 viertel-
jährlich— eins Verzeichnis aller in seiner Provinz sich aushal-
teuden Ausl-äsnder. » « . .

Die Ortspolizeibehörden des Kreises ersuche Ich- daher, mir
umgeheud eine Liste der in ihrem Bezirk sich aushalteuden Lins-
länder getrennt nach Nationalität, Geschlecht und« Beseht-sti-
guugsart bis spätestens zum 5. Juli 1922 enizuretchen Der
Termiu ist unbedingt inuczuhalten

Fehlauzeige ist erforderlich. » _ .
Um auch in Zukunft eine genaue Kontrolle über dieZahl

der im Kreise sich asussfhaltendeu Asussliänder zu besitzen, bestrimme
ich folgendes-: . . _ · «

. Jeder Guts- und Gemeiudetwrsteher hat für feinen Bezirk
eine genaue Ausläsuderliste zu führen. ‚ « »

. Diese Liste isst jedesmal bis zum 5. des dritten Viert-elimer
monats der zuständigen Ortspolizeibehörde vorzulegen-. «

.. Die Ortspolizeibehörde stellt die Einzellisten zu einer Ge-
samtliste zusammen und hat somit eine genaue Kontrolle
über ihren Anttsb«ez-sirt.

. Die von der Ortspolizeibehörde geführte Lisste ist mir jedes-
mal bis zum 1‘0. des dritten Viertelsjahirsmouats ziur Zion-
trolle der hier gesfiihrten Kreisliste einzureichen
Die Listen sind nach folgendem Muster anzulegen;

Anständerliste 1922

L I 4390.
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Jch ersuche, Anständen die bei Uebertretung-»der»für sie

geltenden Vorschriften ergriff-en wierdsen,»aus das scharfste Haus
ihre Psapiere hin zu prüfen. · Solltenuch ilnregelmaßigleiteu
ergeben oder sollten die Betreffenden stsaatsfetndllehe ngktsutiou
betreiben, wird ihre Ausweissuug im Staatsinteresse Aufsichts-
loss durchgeführt wer-deu. _ _ .. » ‚

Jet- ersuche um genaue Beachtung und punttliche Zum--
haltuug der vierteljsäshrlichen Termine.

L jl 4s187. Oe l s, den 20. Juni 1922.
Fortsetzung des Abtransports ehemaliger russischer Kriegs-

« und Zivilgefangenser. ,
Zwischen dein Deutschen Reiche nnd der Regierung der

russisichen Soswjetrepusblik ist verieinbart worden« daß denle-
trauisport »der noch in Deutschland befindlichen russischen Krieg-s-
gefangenen), Zivilsinterniesrten »und Juterniersten Oder Rot-en Ar-
mee mit. den von dein internationalen Roten Kreuz zur Ver-
fiixgiusuig gestellten Laszarrsettzügen n o ch b i s z us m 3 0. J u ni d.
I s. fortgesetzt werden soll. _

eainmselstelle für die zur freiwilligen Rückkehr nach Rüstz-
land sich Mselkdenden ist nach Auflösung- deiss Lagers in Altldamim
nunmehr dass dort noch weiter bestehende Kriegsgesangenem
lazarett Altdainui. Dorthin dürfen indess-en nur solche Per-
sonen zugeführt werden-, welsche bereit-s im Besitze der Erlaubnis
zur Einreise nach Rußland find.
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Da es im deutschen Jntiersessse liegt, Die in Betracht lein-
msensden Rufs-en möglichst restlos und »so schnell aslss tunlich- abzu-
schiebsen, ersuche ich die Ortsp.o-s««lizeibeihörxdien durch geeignete Be-
kasuntmachuug den noch hier befindlichen ehemaligen rnssischeu
Krisegsgesansgeuen, Zivilinternierteu und Jntserniserten der Ro-
ten Armee von der uosch b i s zu iu 3 .- J u u i d. J s. gegebenen
Möglichkeit zur kosten losen A iisr e sise nach- Rnßland
ba.l.d-igst Kenntnis zu geben und die zum- Abt-raussport sich Mel-
Den-Den zur Einholnng der Einreiseerlausbnis bei De r Ko n
fularabteiluiig der russsischien S-oszetvertr-e-
tu n g isn Ver li u anzuhalten Diese Vertretung hat sich Der:
pfl-ich!tet, allen ehemaligen- ruissischeii Kriegsgesaiigenens Zwil-
iuteruiertseni nnd Jnteriiierteii Der Roten Armee, die nach Nuß-
land heimzukehren wünschen nnd die sich an die Vertretung
wenden, ohne weiteres die Erlaubnis zur Heimkehr zu erteilen-.

Diejenigen Psersosnens die sich im Besitz-e der Eisnr-eiseerlaiiib-
nis befinden, siud fodaiiii unverzüglich dein- Kriegsgefangeiiien-
lazsarett in Altdasunn znui Abtrausport ziiziifiihreiii.

Auf mein-e Kreistlaitbekauntuiachnnsg vom 20. April 1922
—Sei«t:e 83 — nehme ich- Bezug.

K V 370. O el s, den 15. Juni 1922.
Bi. d. Min. d .J. u. d. Fiii.-Miii. v. 21. 5. 1922 —- IV St.
55 II bzw. II A 2 163 5, betr. Aufhebung Der Beteiligung
des Staates am Ertrages besonderer koiumiinaler Wertzuwakhs-

steueru.
Jn allen Fällen-, in denen D'e Wertznwsachsstenet-n von einein

Kreise oder einer Gemeinde auf Grund seiner besonderen, vom
Reichszutwachssteuiergesetz losgseslöisten koinmuiialien Wertzuxwachs-
steuerorduung erhoben wird, hat mit Wirkung voiii 1. 4. 1922
ab eine Beteiligung des Staates asui Ziiwaichssteuerertrasge nicht
mehr-stattzusfinden Von diesem Tag-e ab sist § 15 des mit Rund-
er.l. «v. 24. 3. 1921 (M. Bl. V. S. 98) heransgegebenen Musters
für ein-e komiuunale Wertznwaschssteuersordnung aufgehoben

Bei allen in Geltung befindlichen lommsiinalen Wert-zu-
wachssteuerordnungen, die ein-e dein § 15 a. a. O. entsprechende
Vorschrift über die Erhebung ein-es Zuschlag-es für den Staat
enthalten, hat die Ausführung dies-er Vorschrift für alle nach dein
31. 3. 1922 eintretenden, auf Grund der koinmunalten Ordnung
3an Vieranlagsung kommenden Fall-e der Steuerpflicht zu unter-
bleiben Um eine klare Rechtslage zu schaffen, wird die förm-
liche Aufhebung der Vorschrift von »den betreffenden Kreisen nnd
Gemeinden für die Zeit vom 1. 4. 1922 ab alsbald zu be-
schließen sein.

Bei noch nicht in Kraft, getretenen kosniuiiunalen Wertz«u-
wachsstieuzerordnnnzgen die bereits siiin Riechinnngsjaxhre 1921 be-
schlossen worden sind und dienen gemiäszs § 77 Lbbs 5 des Kom-
uiuiialabgabenges bzw. § 33 des Kreis- und Provinzialabsqabemgis. mspdcr Fassmiig Der Novelle o. 26. 8. 1921 (G. S 6 495)-
rucljwirkensd die Zustimmung jetzt erteilt wird, kann von derAusnahme einer Vorschrift über die Beteiligung des Staates am-
Zii·wascl)s-stesuesrertrsage auch für die vor dem- 1. 4. 1922 liegendeZeit abgesehen werden «

Jn allen koiiimnnalken Wertziiwachssteuerordiiungen isttunfiig Stesiiserfreihseit für den Fisskus des Deutschen Reiches und
des Prentzischen Staates vorzusehen, wsieyess bereit-s für die Zeitver dem Inkrafttreten des Reichsziiwsachssteuersgses durch Zifferldes Rundersl Iv. 18. 5. 1909 (M. Bl. V.Ss.148) vorgeschrieben
var.

Der Vorsitzende des Kreisausschusscs

Nauis la u,, den 22. Juni 1922.
ś ś Raubanfatl. .9.1111 21. U. 22, 8 Uhr nachuiittaas wurde auf dein Wege vonWiiidisch--Marchwitz nach tiiainslau der Ageukst Max Ko sch l i q,wohnhast in Namslasu —- Audreasiirchstrasze 4 L- vsou zwei

Jung-en Leuten zu Boden gestoßen- und unt-er Anwendung vonGewalt mit vorgebaltenen Revolveru aus-geplündert. «
Es wuridui geraubt:

1. Eine schwarz-e Brieftasche aus Leder, -eii.stl)alteiid 850,——
Mark-» bar-es Geld, iuusd zwar- 8 61111111111Dertz‘33211rffcbei1te 1111D

L; l. 4.483.

ein Fiiiifzig-«)Jiarkschein I ..;.
2. Ein schwarzes Lseidser.-Portemouuaie —- enthalten-D ca. 20

Mart in kleinen Scheinen.
3. Ein Fahrtad — Marke Wratislawia— Nr. 350.137 —-

schwarze Felsgen mit grünen Streifen ——.— zweiserlsei Griff-e
und Satt-eltasche.
Die Täter-, zwei junge Burschen, befanden sich ebenfalls ans

dein Wege Wiirdisch-Mantuaitz-—«Tiiauislau und wurden vou
Koschlig der auf dein Rade fuhr, überholt.

gelernt haben.

 

« Beschreibung der Töten ·
n) ea. 27 Jahre alt ——« 1,65 bis 1,70 grog ‑‑‑‑ schslank —- ha-

ger-es Gesicht -—— hsellblsonden Schniirrbart ——- hellgrauen
Anzug —- trug Ruclsach in dein ein L-odeu«iiiantel: war.

is) ea. 24 Jahre alt —- 1,60 gros; _— volles, rundes Gesicht —-
Lliiflug von schwarzem Sehsuurrbart —- trug dunklen Anzug.

Landeskriiiiinalpolizei.
Kommissariat Naiiislan.

11.1.4356. Stasllschtveizerpriifnng. De '1 · II
Wie in dieser ß iischsrift schon mitgeteilt wor: n« 111„ o- sen

nunmehr nach eiiiihäitlichen Vorschrift-sen des Landwirstschafts-
niiiüsteriums in Preußen Stallschweizsesrlsehrtlingsprusnngen Und
Oberschweizierprüsunigens stattfinden Die ·Bed»"i»n.gzui«i·igens sind non
der Lansdwirtschaftsfamimer für die Provinz Schleusen serhaltlich
Zunächst soll mit der Prüfung der Srlziweizersleh-rlin»gse begonnen
werden, die Prüfung von O-bersch-weizern· dann bsa«·l·sdmogl«ichst
folgen. Diejenigen Oberschsweizer, welche Lehrling-e p»rusen lassen
wollen bszw, diejenigen Besitz-er, bei denen dies gewünscht wird,
wer-den gebeten, bis ziiini 1. Juli d. Js. die bezüglichen Untier-
la en der Laudiwirt a stsskasinmer ei.iiznreich·en, d.·h. sie müssen
deili Nach-weis erbrijicsgeifis daß« der»Prüfling assuisreischende Volks-
schiixlbiljdunig besitzt, ein Jahr Jung-liebst in ein und derselben
Lehrstellse tätig gewiesen nnd mindestens 16 Jahre alt ist. Yei
Lehrlingen-, die erst nach dem 16.· Lebensjahr eintreten,»betrasgt
die Lehrzeit 1 Jahr, bei solchen die im frusheren Alter die Lehr-
zeit beginnen, entsprechend mehr, doch nichzt mehr als ·2 Jahre.
Bei der Anmeldung durch den Oberschtveizer bth. seitens des
Besitzer-s ist ferner inii·tznteileii, ob der betreffende Stall auch zur
Prüfung weiterer Lehrlinge ans ander-en Stallens zur .. Vierfu
gnug gestellt wird, da es usnmsoiglichs und auch usiizweckmaßig ist,
die Lehrlinge jin-mer an- der Stelle zn prüfen, an welcher sie

Es ist beabsichtigt immer etwa 5 Lehrlinge zu-
sauiinen zu prüfen und notwendig, daß- fur sie-den Lehrling iinmer
mindestens 5 Kühe zum _ Melken z·i·ir»V-ersugun-g stehen-. Die
Prüfnngsbominission besteht aus« drei Herren

Oel sk, »den 15. Juni 1922.

Standesamt Do-brischau. - ·
Der Breiiuereiverwalter Ha r t ra m p·f in Jantschdois ist

zum- Sstandesbeainteii des Stairdesauistisbezirks Dobrischau be-
stellt wordeii. _ .

Der Vorsitzende des Kreisaussrhusses

K I 1451L

L I 42-54. Oe l s, den 19. Juni 1922..
Fahudung. » · ..

Der Schuhmacher T r a 11 g o t t S ch o n b r u n n aus
Jkeschen Kreis Briegz, wird ges nicht-; seit dein 21. v. Mts. ist er,
verschwunden-« _ · · ..

Sch. ist anu 29. 8. 1904 geboren, sch-laiiik, dunkle Quere; be-
kleidet mit branngsestrseistem Anzug, schwarzen Sschsiiusrsschuhen

Besondere .l."i«-euiiizeichsen: Narbe aus der Stirn-
Bei Ermittseluug Nachricht an Land-rat in Briseg “

Oel s, den 19. Juni 1922.
Fa.hnduiig.

Der Arbeiter F r itz D r eschie r, 19 Jahre alt, aiuss
Münsterberg i. Schl. ist seist 9. Mai -d. Js-. verschwunden D. ist
mittelgroß, blond. .⸗ '

*E‘ef‘feiDnn-g: Jakett grau iiud schwarz gebästelh Hsose schwarz-,
geflickt uiid viel zu groß, barfuß, ohne Kopfbedeckung ·

D. ist geistig nicht normal; stottert und sieht seh-r zer-
lumpt aus. ’

Bei Ermittelung Nachricht der Poilizeisverwasltung Münster-
berg.

L 1 4192

—---—

_ Oels, den 15. Juni 1922.
Bestätigung

Der Stelleiibesitzer Johann G raf siiu SIpahslitz ist zum
Vollziehsiiiigssbeamstsen der Gemeinde Spahlsitz bestätigt worden

L l 3499 llI.
—-

1.14228. Oe l s, den 16. Juni 1922.
Bestätigung

Der Wertführeranwärter Albert Riegser ist zum 2.
Schöffsen der Gemeinde Rathe bestätigt worden.



‘ L I 3352.
Bestätigung.

Der piellenbiesttzer J osef S (I) 111 i dt ist zum 1. Schäfer
der Gemeinde Groß Zöllnig bestätigt wor-.deni

 

Ders, den 20. Juni 1922.
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L I 3033.
d

O eis, den 20. Juni 1922.
Bestätigung«

ser Oberinsspekior R o b e r t V o g el zu Liampersidorf ist
zum Gutsvortseher-i-tellvertreter des- Gute-s Lampersdosrf be-
stätigt worden

Der Landrat
Dr. llnckelL

——--—

B. Beianntmachungen anderer Behörden.

O eIä, den 20. Juni 1922.
S ulfache.th

Soweit »die Meldung der bisher her-wendeten- Rech en-
tenoch nicht erfolgt ist, hat sie nunmehr s oforts zu ge-h cf

fchehen .
S ch"o n b o r n-, Kreis-schreiend

 

gesperrt

 

GroßGraben, den«20 Juni 1922.
Die Brücke am Ziordiarisgnng Masliersi, der Oele-Mi-«

litschser Straße, ist vom 20. Juni ab für schweres- Fuhrwerk

Der Amtsvosrfteher.
Stephan.
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Rc'a tz u r g an
beseitigt schnell Betthautjucken Ausschlag
llkiltzeislechteuSchuppenli(im. 11. Kind,
oh.werufsitürung.1000000fad1bcmührt
Dazu Vlutkeinigunqs-Tee ,,Salus«.

Drogerie Ploschke
Oels. Ring 10. — Auch Vetsanir

Metallbettenm
Stahlmatr.,K Kinderbetten
dir. an Priv. Ki.ata 17 L frei
Eilenmöbelfab.Suhl (Tl)ilr.)

Asthma
kann geheilt werden.
Sprechstunden in Breslatu
Teichstr.12, hochpt.. link-,
ied.Donnerst. v.10——1 Uhr
Dr. man. Illig-sieh

Spezialarzt,
Berlin S.W.11.

Zukunftl
Charakter Glück, Reichtqu (machen,
wird nach Astcologie (Sternlleutung)
berechnet Geile Ratin Ehe 11. Geschäft
usw Nur Geiurtsvatenund Schrift ein-
senden Streng teell und wissenschaftlich

Unger. Dann-vers Linden,
Jakobstraße 1. part.

M

Sabnicbmera
beseitigt sofort ‚Johnol'
bewährt seit 20 Jahren in

 

 

 

 

Apotheken und Drogerien.
—  

Sack-causeMh

Habe sei umOGebtauch von
erneuert MGUIIMO

betätigt, nachdem m dahin am
endeteu Mittel ver-

‚MIRMsassremüååsonder, empfehlen. Ru haben GIm
strecke-, Stege-les und Pakt

«illec
oder nur mit geringsten Mengen des sehr
knappen und teuren SüßstoffeS kann jede

« Hausfrau auf einfachste. bewährt haltbare
Weise, ohne kostspielige Apparate und ohne
die Früchte ihres natürlichen Wohlge-
schmackeg und Aromagb ser berlarzbgm Cf)

ei enu o agrei79000 Haus-freuen 5.5.1.5.5...5
Amtsrat Rose Stelle und Joh. Schneider:

Das Elnmuchen ver Frilchle und Gemllse
Die Herstellung von Obstm115,Marmeladen,
Geleeg, Fruchtweinlem Essig usw. Es ent-

hält über

320 Nichte zum Eillllillchcll
für nur Mk.10,— und ist in unserer

Geschäftsstelle vorrätig

Verlag des ,,Oelser Kreisblatt«.
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